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G E S E T Z G E B U N G

Gesundheitspolitische  
Agenda 2016 – prall gefüllt 
Der Bundesgesetzgeber war unter Gesundheitsminister Gröhe im Jahr 
2015 fleißig, was die Verabschiedung neuer Gesetze anbelangt. Dieser 
Fleiß wird sich 2016 fortsetzen.

D
ie nachfolgend aufgeführten 
Vorhaben stehen in diesem Jahr 
u.a. auf der Agenda:
Pharmadialog – Im Arzneimittel-

bereich könnten die Ergebnisse des Phar-
ma-Dialogs Auswirkungen auf die Ge-
setzgebung bekommen. Nach der letzten 
Sitzung im Januar ist ein Abschlussbericht 
Mitte April 2016 geplant. Eine Arzneimit-
telnovelle könnte als Omnibusgesetz auch 
Neuregelungen im Hilfsmittelbereich ent-
halten. Ein weiterer Referentenentwurf, 
nämlich zur Fortschreibung der betäu-
bungsmittelrechtlichen Regelungen zur 
Substitutionstherapie Opiatabhängiger, 
steht darüber hinaus an. Hier geht es auch 
um die Verschreibungs- und Erstattungs-
fähigkeit von Cannabis.
Kommunales Pflegestärkungsgesetz – 
Zu Beginn des Jahres startet auch die Ge-
setzgebung auf Basis der Vorschläge von 
der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft 
„Stärkung der Rolle der Kommunen in 
der Pflege“. Es geht hier auch um die ver-
netzte Pflegeberatung, die in Sachsen-An-
halt seit Jahren etabliert ist und sich be-
währt hat.
Reform der Psychotherapeutenausbil-
dung – Der Koalitionsvertrag sieht auch 

noch eine Novelle des Psychotherapeu-
tengesetzes vor. In diesem Jahr sind die 
Zugangsvoraussetzungen zur Ausbildung 
anzupassen. 
Masterplan Medizinstudium 2020 – Bund 
und Länder bereiten den „Masterplan“ vor. 
Sie verfolgen die zielgerichtete Auswahl 
der Studienplatzbewerber, die mehr Praxis-
nähe und die Stärkung der Allgemeinmedi-
zin beinhaltet – ein Ziel, das Sachsen-An-
halt mit der Allianz für Allgemeinmedizin 
bereits verankert hat. 
Strukturierter Dialog zur Einführung des 
PEPP – Ob das Entgeltsystem für die Psy-
chiatrie und Psychosomatik (PEPP) flä-
chendeckend kommt, ist weiterhin offen. 
Der Gesetzgeber hat die Optionsphase mit 
dem freiwilligen Beitritt von Kliniken zwi-
schenzeitlich bis 2017 verlängert. Vier Kli-
niken haben in Sachsen-Anhalt bereits um-
gestellt, drei weitere werden 2016 folgen.

Noch im Dezember 2015 hat das BMG 
einen Referentenentwurf für ein Gesetz 
zur Errichtung eines Transplantationsre-
gisters (TxRegG) auf den Weg gebracht. 
Die Fachanhörungen begannen planmäßig 
im Januar 2016. Hinzu kommt ein Gesetzes-
verfahren zur Einführung eines Implantate
registers. Beide Gesetzesvorlagen sehen 
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Was Mitglieder und Arbeitgeber frü-
her zu gleichen Teilen finanzierten, 
ist heute zu einer einseitigen Mehr-
belastung der Arbeitnehmer ge-
worden. Seit 2005 ist der Arbeitge-
beranteil an der Finanzierung der 
gesetzlichen Krankenversicherung 
auf 46,5 Prozent gesunken. 
Vor diesem Hintergrund wird derzeit 
eine intensive Debatte über die Fra-
ge zur Wiedereinführung der Parität 
in der GKV geführt. Dafür machen sich 
die SPD, die GRÜNEN und DIE LINKE 
stark. Aktuell wurde von den Ländern, 
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Nie-
dersachsen, NRW, Rheinland-Pfalz, 
und Thüringen eine Bundesratsiniti-
ative gestartet. In der Januarsitzung 
des Bundesrates folgte auch Schles-
wig-Holstein der Entschließung, nicht 
aber das grün regierte Baden-Würt-
temberg, sodass lediglich eine Über-
weisung in die zuständigen Aus-
schüsse heraussprang und das Thema 
vorerst in einer Warteschleife „kreist“ 
(siehe auch Seite 7).

B U N D E S R A T

(Noch) Kein 
Plädoyer für Parität!
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Zusammenarbeit und Zuständigkeiten nach 
Leistungen des Präventionsgesetzes regeln.
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz – 
Das Sozialministerium hat in Sachsen-An-
halt einen Entwurf für den Landtag erarbei-
tet, der vor der Landtagswahl jedoch nicht 
verabschiedet werden wird. Dieser Ent-
wurf lehnt sich eng an die Regelungen in 
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
an. Dies entspricht den Erwartungen der 
Ersatzkassen, die als bundesweite Organi-
sationen auch eine bundesweit möglichst 
einheitliche Regelung anstreben. Wie das 
Land dieses Thema weiter verfolgt, wird die 
neue Regierung im zu erwartenden Koaliti-
onsvertrag regeln.
Landeskrankenhausgesetz Sachsen-An-
halt – Das Sozialministerium hatte sei-
ne Novellierungsansätze im Jahr 2015 

zunächst zurückgestellt. Wie eine quali-
tätsorientierte Krankenhausplanung aus-
sehen soll, werden die Partner einer Koali-
tion nach der Landtagswahl voraussichtlich 
in einem Koalitionsvertrag festlegen.  

vor, dass die behandelnden Einrichtungen 
die notwendigen Daten verpflichtend lie-
fern. Die Zahl der Organspender war zwar 
2014 etwas rückläufig, stieg 2015 jedoch in 
Sachsen-Anhalt leicht an. Der Organspen-
deskandal vom Sommer 2012 erklärt rück-
läufige Zahlen. Die geplanten Register kön-
nen dazu beitragen, verlorenes Vertrauen 
zurück zu gewinnen.

Zwei Blicke zurück auf Gesetzesvorhaben 
aus dem Jahr 2015 und deren Aufgaben 
auch in Sachsen-Anhalt

Wesentliche Gesetze, die dem Koalitions-
vertrag der großen Koalition zu Grunde lie-
gen, sind 2015 in Kraft getreten: Das GKV-
Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-VSG), 
das Präventionsgesetz (PrävG), das Hos-
piz- und Palliativgesetz (HPG) und das 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz 
(AsylVerfBeschlG). Das E-Health-Gesetz, 
das Pflegestärkungsgesetz II und die Kran-
kenhausreform traten zum 1. Januar 2016 
in Kraft. 
Präventionsgesetz – Die Rahmenvorga-
ben für die Umsetzung des Präventions-
gesetzes auf Landesebene liegen vor. Die 
Verbände in Sachsen-Anhalt haben den 
anderen Beteiligten des Präventionsgeset-
zes signalisiert, dass sie im ersten Quartal 
2016 eine Vorlage als Beratungsgrundla-
ge liefern werden. Diese Vorlage soll die 
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Am 13. März wird gewählt, in Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz und 
Sachsen-Anhalt. Gesundheitspoli-
tik spielt als Wahlkampfthema keine 
besondere Rolle, denn andere The-
men dominieren die aktuellen Dis-
kussionen. Hinzu kommt, dass der 
Gesetzgeber zuletzt sehr viel neu-
es Geld in das Gesundheitssystem 
gesteckt hat, das die Leistungser-
bringer zufrieden stellt. Mehr Qua-
lität im Krankenhaus, mehr Infor-
mation mit der Gesundheitskarte, 
mehr Leistungen in der Pflege und 
für die Prävention. Das Ganze kostet 
und treibt die Beitragssätze allein 
für die Arbeitnehmer in die Höhe. Es 
ist eine Politik vollständig zuguns-
ten der Arbeitgeber, die teuer ist, 
deren Nutzen sich aber erst erwei-
sen muss.
Hinzu kommt, dass einige der neu-
en Gesetze die Zuständigkeiten der 
Selbstverwaltung weiter aufwei-
chen. Die Landesrahmenvereinba-
rung für die Prävention muss eine 
geeignete Arbeitsteilung zwischen 
staatlichen und selbstverwalteten 
Organisationen finden. Die vernetz-
te Pflegeberatung im Land muss die 
künftige Zusammenarbeit mit den 
Kommunen regeln. Die Gesund-
heitskarte muss Leistungen für Asyl-
bewerber von Leistungen für die 
Versichertengemeinschaft trennen 
können. Setzen wir unser Vertrauen 
auf den Sachverstand der Entschei-
der im Gesundheitswesen, dass die-
se schwierigen Aufgaben eine best-
mögliche Lösung erhalten.

K O M M E N T A R

Vor der Wahl

»Mit Gesetzen ist es wie mit 
Würstchen. Es ist besser, 
wenn man nicht sieht, wie sie 
gemacht werden.«

Otto Eduard Leopold Fürst von Bismarck 

von 
DR. KLAUS HOLST  
Leiter der  
vdek-Landesvertretung 
Sachsen-Anhalt

FO
TO

  v
de

k



verband der ersatzkassen. märz 2016 /seite 03

1  Paritätische Finanzierung der gesetzlichen Kranken­
versicherung durch Arbeitgeber und Arbeitnehmer:  
Soll sie wieder hergestellt werden? 

2  Selbstverwaltung des Gesundheitswesens:  
Bewährt sie sich oder gibt es Handlungsbedarf für Ver
besserungen? Wenn ja, in welchen Bereichen?

3  Allianz für Allgemeinmedizin:  
Welche Sondereffekte erwarten Sie von der Allianz für 
Sachsen-Anhalt? Sollte es mehr solcher Allianzen geben?

4  Hat sich die vernetzte Pflegeberatung bewährt oder 
brauchen wir neue Strukturen?

5  Krankenhaus:  
Verlangt Strukturwandel im Krankenhausbereich verbindli-
che Regeln oder reicht die bestehende Gesetzgebung aus?

6  Rettungswesen:  
Leitstellen, Hilfsfristen, Ausbildung, Zusammenarbeit: Ist 
eine Novellierung des Rettungsdienstgesetzes angezeigt? 
Wenn ja, in welchen Bereichen?

D I E  F R A G E N  Z U R  W A H L

I
n Sachsen-Anhalt wird am 13. März ein neuer Landtag ge-
wählt. Nach 1990 ist es zum siebenten Mal, dass den Sach-
sen-Anhaltern der Weg zur Landeswahlurne offensteht. Alle 
antretenden Parteien und Kandidaten haben Positionen, 

Standpunkte und Überzeugungen, die sie im Namen ihrer Wäh-
ler zukünftig in die parlamentarische und/oder exekutive Arbeit 
einbringen möchten.

Es liegt auf der Hand, dass für die Ersatzkassen in erster Linie 
gesundheitspolitische Standpunkte von Interesse sind. Hierzu ha-
ben wir Schwerpunkte in unseren Fragen gesetzt und uns gleich-
zeitig auf die im Landtag aktuell vertretenen Parteien konzentriert.

Vor fast 26 Jahren (Oktober 1990) nahm die erste Landesre-
gierung ihre Arbeit auf. Seit dieser Zeit haben fünf Sozialminis-
ter gewirkt:

ab 1990 Werner Schreiber, 
ab 1993 Wolfgang Böhmer, 
ab 1994 Gerlinde Kuppe, 
ab 2002 Gerry Kley, 
ab 2006 erneut Gerlinde Kuppe und
seit 2009 Norbert Bischoff.

Frau Kuppe kann mit immerhin 11 Jahren auf die längste Amts-
zeit verweisen, während von den 26 Jahren insgesamt die SPD 
immerhin 18 Jahre das Ministerium, welches heute in der Turm-
schanzenstraße zu finden ist, führte bzw. führt.

Bleibt es dabei, welche politischen Konstellationen 
sind ab dem Wahlsonntag erste Wahl?

In der Gesundheitspolitik des Landes hat sich viel getan, seit An-
fang an steht die Frage nach einem modernen Gesundheitswesens 
auf der Agenda. Milliardenschwere Investitionen in den einzelnen 
Sektoren unseres Gesundheitswesens haben dazu geführt, dass – 
nimmt man die Daten der Lebenserwartung als Gradmesser einer 
Qualität, die Menschen in unserem Bundesland nicht nur deutlich 
länger leben, sondern sich auch aktiv am Puls der Zeit orientieren. 
(siehe Bericht zur Landesgesundheitskonferenz; Seite 6)

Keine Gesundheitspolitik kommt in diesem Zusammenhang an 
den Fragen des demografischen Wandels vorbei. Gerade Sachsen-
Anhalt liegt mit seiner hohen Altersstruktur bundesweit vorn und 

darf sich in diesem Zusammenhang früher an die Lösung verschie-
denster Problemfelder heranwagen. Aus unserer Sicht entstehen 
für die zukünftige Gesundheitspolitik hier die größten Herausfor-
derungen. Die Ersatzkassen wollen vor diesem Hintergrund auch 
weiterhin die Chance nutzen, aktiv an der Gestaltung tragfähiger 
und effizienter Versorgungsstrukturen mitzuwirken und die ge-
sundheitspolitischen Weichen immer wieder neu zu stellen. 

Und wir erwarten ein entsprechendes Engagement von den 
(gesundheits-) politisch Verantwortlichen des neu zu wählenden 
7. Landtags von Sachsen-Anhalt. Das gilt natürlich im besonderen 
Maße auch für jene Personen, die sich ab März mit Regierungs-
verantwortung in die Turmschanzenstrasse begeben werden.   

L A N D T A G S W A H L

Auf den Punkt gebracht:  
Parteien vor der Wahl
Die vdek-Landesvertretung hat den im Landtag vertretenen Parteien sechs ausgewählte  
Fragen zur Gesundheitspolitik gestellt, um deren Positionen im Wahlkampf 2016 zu platzieren.  
Dabei geht es um ordnungspolitische Grundeinstellungen und um landesrelevante Aufgaben  
im Umgang mit dem demografischen Wandel.
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1. Ja. Die SPD setzt sich für die Rückkehr zur paritätischen Finanzierung von Krankenversicherungsbei-
trägen ein.
2. Die Organisation der Gesundheitsversorgung soll auch in Zukunft durch die Selbstverwaltung erfol-
gen. Wir schätzen die flexiblen, bürgernahen Entscheidungen wie sie von den Selbstverwaltungspart-
nern bisher getroffen wurden. Diese aufgabenorientierte Zusammenarbeit gilt es zu erhalten. 
3. Ja. Wir erwarten neue Impulse für die Lösung der Versorgungsfrage. Zusätzliche Ressourcen und Ide-
en sind gefragt und oft ergibt sich unter Einbindung von Akteuren, die nicht direkt betroffen sind, ein 
fruchtbarer Diskurs mit neuen, bisher nicht im Blickfeld gewesenen Anregungen.
4. Eine flächendeckende und wohnortnahe Beratung ist ständig den Anforderungen der Pflegebedürfti-
gen im Rahmen eines demografiefesten, altersgerechten Quartiersmanagements unter Einbindung wei-

terer Akteure anzupassen. Das Modell der vernetzten Pflegeplanung hat sich bewährt und konnte gut an die bestehenden Be-
ratungsstrukturen anknüpfen. Für die Zukunft könnte die vernetzte Pflegeberatung strategischer ausgerichtet werden und 
stärker in der Fläche wirken. Die vorhandenen Strukturen machen die Einrichtung von Pflegestützpunkten überflüssig.
5. Um stationäre Kapazitäten zu steuern, sind verbindliche Regelungen von Vorteil. Über eine stärker an Bedingungen ge-
knüpfte Aufnahme in den Krankenhausplan ließe sich die Versorgung regional ausgewogen regeln. Neue Fachabteilungen, 
ohne Blick auf Einzugsbereiche sind nicht nur ineffektiv, sondern auch vor dem Hintergrund einer qualitativ hochwertigen 
medizinischen Versorgung zu hinterfragen. Wir hielten die Bereitstellung von Investitionsmitteln mit einer stärker landes-
weit vorgegebenen Aufgabenbezogenheit im Krankenhausplan für geboten. 
6. Sachsen-Anhalt verfügt über ein modernes Rettungsdienstgesetz. Eine kreisübergreifende Zusammenarbeit von Leitstellen 
begrüßen wir. Sorge bereiten uns die z. T. erheblichen Defizite bei der Einhaltung der Hilfsfristen.

S P D

Bürgernahe Entscheidungsebenen forcieren

PETRA  
GRIMM-BENNE, MdL

1. Der derzeitige durchschnittliche kassenindividuelle einkommensabhängige Zusatzbeitrag liegt bei 1,1 Pro-
zent. Eine massive Verlagerung der Kosten auf die Versicherten der GKV erfolgt derzeit nicht. Im Falle einer 
deutlichen Steigerung der Zusatzbeiträge will die Große Koalition über eine Anhebung des allgemeinen Bei-
tragssatzes nachdenken.
2. Die Selbstverwaltung im Gesundheitswesen ist ein hohes Gut, das sich bewährt hat. 
3. Mit der Gründung ist es im Land gelungen, eine Plattform für die Lösung der anstehenden Aufgaben zu eta-
blieren. Wir erwarten hiervon Impulse zur Strukturverbesserung im hausärztlichen Bereich. Mangels recht-
licher Grundlage sind deren Lösungen in das Gremium nach § 90a SGB V zu tragen. Mehr Allianzen lehnen 
wir ab. Perspektivisch sollte diese Allianz in eine Allianz der medizinischen Versorgung im Land übergehen. 
4. Die vernetzte Pflegeberatung hat effiziente Strukturen und verursacht nur einen Bruchteil der Kosten der 

Pflegestützpunkte. Eine Evaluation dieser Strukturen hat unseren eingeschlagenen Weg bestätigt. Wo wegen gesetzlicher Ände-
rungen oder veränderter Bedarfe der Menschen nachjustiert werden muss, werden wir dies tun. Die CDU Sachsen-Anhalt steht zu 
unseren Strukturen in der Pflegeberatung.
5. Wir haben ein modernes Landeskrankenhausgesetz. Leider haben bisher nicht alle Häuser die mit den Krankenkassen zu tref-
fenden Leistungs- und Qualitätsvereinbarungen abgeschlossen. Um die Krankenhauslandschaft zukunftsfähig aufstellen zu kön-
nen und rechtssichere Planungsgrößen zu haben, ist das Krankenhausgesetz so zu ändern, dass alle Häuser gezwungen sind, diese 
abzuschließen. Wir wollen zukünftig die Mittel für die Investitionsfinanzierung aufstocken. Gleiches gilt für die Bereitstellung von 
Landesmitteln zur Co-Finanzierung der Mittel aus dem Strukturfonds.
6. Die Anpassung unseres Rettungsdienstgesetzes an die nationale wie europäische Rechtsprechung hat sich bewährt. Erst 
nach der Gesetzesevaluierung ab 01.01.2017 werden wir deren Ergebnisse analysieren und gegebenenfalls erforderliche Kon-
sequenzen aufgreifen und umsetzen.

C D U

Perspektivisch: Allianz der medizinischen Versorgung

PETER ROTTER, 
MdL
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1. DIE LINKE hatte sich von Beginn an gegen die Reformen gewandt, die die paritätische Finanzierung seit 
2005 durchbrochen haben. Als Landtagsfraktion hatten wir im Januar einen Antrag in den Landtag mit dem 
Ziel eingebracht, der Bundesratsinitiative über die Rückkehr zur paritätischen Finanzierung zuzustimmen.
2. Die Politik sollte einen Rahmen für eine hochwertige und gerechte Gesundheitsversorgung schaffen, statt 
sich in medizinische Fachfragen einzumischen. Deshalb hat sich die Selbstverwaltung grundsätzlich be-
währt. Allerdings sehen wir Defizite bei der Transparenz, der demokratischen Legitimierung und zum Teil 
der Umsetzung der Gemeinwohlverpflichtung.
3. Wir wünschen, dass die Allianz den Hausarztmangel erfolgreich bekämpfen kann. Gleichwohl ist uns die 
Tiefe des Problems bewusst: Um abgelegene Orte zu versorgen, wird es regionale Lösungen geben müssen, 
wie z.B. die Anstellung von Ärzten in einem MVZ oder der Kommune. Weitere Allianzen erscheinen uns 

sinnvoll. So etwa für die psychiatrische Versorgung.
4. Uns begegnen häufiger Klagen von Pflegebedürftigen oder ihren Angehörigen, die sich unzureichend beraten oder unterstützt 
sehen. DIE LINKE Sachsen-Anhalt hat sich von Beginn an für die Einrichtung von Pflegestützpunkten ausgesprochen. Mit Blick 
auf andere Bundesländer sehen wir uns darin auch bestätigt.
5. Wir wollen die Krankenhausplanung gesetzlich neu regeln, um sie besser auf die Bedarfe der Versorgung abzustimmen. Die 
starke Fokussierung einzelner Kliniken auf gewinnbringende Angebotsfelder muss zugunsten der allgemeinen Versorgung Ein-
halt geboten werden. Außerdem treten wir für die Überwindung der Sektorengrenzen ein.
6. Der sollte mit dem KV-Bereitschaftsdienst zusammenlegt werden. Leider liegt der aus einer Bundesratsinitiative resultieren-
de Gesetzentwurf seit April 2014 im Bundestag auf Eis. Auf Landesebene bedarf es u.a. der Bündelung der Kompetenzen in nur ei-
nem Ministerium und der Festlegung der Qualifikation der Leitstellenmitarbeiter.

D I E  L I N K E

Klares Bekenntnis für die Parität

DAGMAR ZOSCHKE, 
MdL

1. Die paritätische Finanzierung ist wieder herzustellen. Die einseitige Belastung der Arbeitnehmerseite 
ist nicht zu rechtfertigen. Die Kostenaufwüchse aktueller Gesetze und Reformen sind gleichermaßen auf 
den Schultern von Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu verteilen.
2. Die Selbstverwaltung ist ein bewährtes Strukturmerkmal des Gesundheitswesens. Weiterzuentwi-
ckeln ist diese zum einem im Bereich der Pflege. Diese Profession sollte durch eine hauptamtliche In-
teressenvertretung, der dann hoheitliche Aufgaben übertragen werden, ein Partner auf Augenhöhe im 
System der Selbstverwaltung werden. Zum anderen sollte die Selbstverwaltung im stärkeren Maße auf 
regionaler Ebene im Rahmen von Gesundheitskonferenzen mit anderen Akteuren, auch der Selbsthilfe, 
zusammen arbeiten.
3. Den Schulterschluss aller Akteure zur Stärkung der Allgemeinmedizin begrüßen wir. Greifbare Resulta-

te werden sicherlich ihre Zeit brauchen. 
4. In Fragen der Einzelfallberatung, scheint die vernetzte Pflegeberatung zu funktionieren. Neue Strukturen braucht Sachsen-
Anhalt insbesondere im Bereich des Care-Managements: also der politischen Planung und Steuerung von Pflege. Damit die Zu-
kunft der Pflege im Quartier liegt, brauchen wir ein Beratungsangebot nicht nur für Betroffene, sondern auch für Kommunen.
5. Auf Bundesebene braucht es eine weit stärkere gesetzliche Verzahnung der Krankenhausplanung mit der ambulanten Be-
darfsplanung. Nur so werden wirklich neue intersektorale Strukturen möglich. Beginnend könnten Land und Selbstverwaltung 
in Sachsen-Anhalt ihre Planungen abstimmen. Hier gilt es jetzt, durch entsprechende Bereitstellung von Geldern, die Bundes-
mittel aus dem Strukturfonds abrufen zu können, um Vorhaben zur Umstrukturierung zu finanzieren. 
6. Die Aufgaben im Land zur Notfallsanitäterausbildung und zur Einhaltung der Hilfsfristen können untergesetzlich geregelt 
werden. Durch Vereinbarungen von Seiten der Rettungsdienstträger, der Leistungserbringer und der Kostenträger sind diese 
Angelegenheiten zum Wohle der Bevölkerung zu regeln. Das Rettungsdienstgesetz gibt den dafür notwendigen Rahmen. 

G R Ü N E

Regionale Gesundheitskonferenzen einrichten

VERENA  
WICKE-SCHEIL, MdL
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G E S U N D H E I T S Z I E L E  I

Das Alter attraktiver gestalten!
Die siebte Landesgesundheitskonferenz Sachsen-Anhalt behandelte 
das Thema „Gesund älter werden – Die Generation 60+“. Sozialmi-
nister Bischoff eröffnete die Veranstaltung mit dem Statement „Alter 
ist keine Krankheit“.

D
er Minister betonte mit persönli-
chen Worten, dass es schön ist äl-
ter zu werden – besser, als wenn 
das nicht mehr passiere. Er ging 

dann aber auch auf die aktuelle Gesetz-
gebung ein und sprach die Herausforde-
rungen an, die mit der Einführung der fünf 
Pflegegrade in der Pflegeversicherung so-
wie der Förderung neuer Wohnformen 
verbunden sind.

Höhepunkt der Veranstaltung war 
der Vortrag von Annelie Keil, Professorin 
der Gesundheitswissenschaften, über die 
Frage „Länger gesund leben – aber wie?“. 
Das Auditorium durfte philosophisch an-
mutende Aussagen einer Befragung von 
Kindern hören, wie etwa „Eine Oma ist 
eine Mutter, die eine zweite Chance be-
kommt.“ Keil griff diese und andere Sätze 
auf, um Grundsätze zu erläutern, die für 
das Zusammenwirken von Jung und Alt 
so wichtig sind. Sie staunte darüber, dass 
es Programme der Prävention für die nor-
malsten Dinge gibt, die sie dann ansprach: 
Gesundheitsfördernde Maßnahmen 

bestehen hiernach vor allem in der so-
zialen Einbindung als Hilfe für Bewälti-
gung von Krankheiten. Hierzu gehören 
die Teilhabe älterer Menschen am gesell-
schaftlichen Leben, der Erhalt der Selbst-
ständigkeit und der Mobilität sowie die 
Bereithaltung funktionierender Dienst-
leistungssysteme. Sie bezog sich immer 
wieder auf den zitierten Satz und verwies 
auf die gegenseitigen Vorteile, die aus der 
Einbindung der Alten, der Achtung ihrer 
Bedürfnisse resultieren können. Als Bei-
spiel für erfolgreiche Verbindung von Ge-
nerationen benannte sie die Hospize, in 
denen inzwischen etwa 100.000 Men-
schen im Ehrenamt arbeiten. Sie hob die 
Musik als Therapie für ein glückliches Al-
ter hervor, genauso wie die Bedeutung 
der Pflege: „Pflege ist die zentrale Form 
berührt zu werden.“

Nach dem Vortrag von Hanna Opper-
mann über die gesundheitliche Situation 
der älteren Generation in Sachsen-Anhalt 
und der Darstellung von Modellprojekten 
zum Thema „Gesund alt werden“ durch 
Martina Kolbe, beriefen Norbert Bischoff 
und Andreas Geiger neue Modellprojek-
te. Die sechs ausgezeichneten Vorhaben 
sind „Klar sehen – clean bleiben“, „Kon-
zept zur Daseinsvorsorge Pfarrhaus Um-
mendorf“, „Netzwerk Gute Pflege Mag-
deburg“, „Rauchfreie Krankenhäuser 
– AMEOS Ost“ sowie „Schutzhütte“. Ver-
schiedene Workshops und ein gesund-
heitspolitischer Ausblick von Staatssekre-
tärin Anja Naumann, in dem nochmal auf 
die Vielfalt der Möglichkeiten für ein akti-
veres Einbinden der älteren Generationen 
in das gesellschaftliche Leben Sachsen-
Anhalts hingewiesen wurde, beschlossen 
die Konferenz.  

Sachsen-Anhalt war das erste der 
neuen Länder, in welchem der Ge-
sundheitszielprozess gestartet 
wurde. Kontinuierlich wurde die-
ser Prozess seit dem von Landesge-
sundheitskonferenzen begleitet. 
Hier die Auflistung:

1.	 Landesgesundheitskonfe-
renz 1998: Im Ergebnis wur-
den sechs Gesundheitsziele 
für Sachsen-Anhalt verab-
schiedet.

2.	 Landesgesundheitskonferenz 
2002: erste Zwischenbilanz 
und Korrekturen

3.	 Landesgesundheitskonferenz 
2005 ohne Titel: Gesundheits-
ziele wurden neu justiert

4.	 Landesgesundheitskonferenz 
2008 ohne Titel: Start der in-
ternetbasierten Gesundheits-
berichterstattung

5.	 Landesgesundheitskonferenz 
2011 „Gesund aufwachsen – 
Kindergesundheit in Sachsen-
Anhalt“: Im Gesundheitsziele-
prozesses standen dieses Mal 
die Kinder bis ca. 12 Jahre im 
Mittelpunkt der Gesundheits-
debatte

6.	 Landesgesundheitskonferenz 
2013 „gesund arbeiten, ge-
sund leben“: Die Gesundheit 
erwerbsfähiger Menschen in 
Beruf und Freizeit erhalten.

7.	 Landesgesundheitskonferenz 
2015 „auch Leben im Alter  
ist bunt“: Das attraktive  
Leben auch im späteren 
Lebensabschnitt aufrechter-
halten.

weitere Informationen siehe: 
http://www.lvg-lsa.de/o.red.c/ 
gesund.php

G E S U N D H E I T S Z I E L E  I I

Übersicht über  
7 Gesundheits
konferenzen
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K R A N K E N K A S S E N B E I T R Ä G E

Rasanter Anstieg  
der Zusatzbeitragsätze!
Die Zusatzbeitragsätze der Krankenkassen sind schon heute ungleich hoch.  
Und sie steigen. Es werden vermehrt Forderungen laut, dass sich auch die Arbeitgeber  
an den Zusatzbeiträgen beteiligen sollen. 

S
eit dem 1. Januar 2015 können die 
gesetzlichen Krankenkassen ei-
nen Zusatzbeitrag erheben, wenn 
sie davon ausgehen müssen, dass 

ihre finanziellen Mittel, die sie aus dem 
Gesundheitsfonds erhalten, nicht ausrei-
chen werden, um ihre Ausgaben zu decken. 
Gleichzeitig wurde der bislang geltende 
Sonderbeitragssatz in Höhe von 0,9 Pro-
zentpunkten aufgelöst. In der Folge muss 
nahezu jede Krankenkasse einen Zusatz-
beitragssatz kalkulieren, um ihre Kosten 
zu decken. Dieser beträgt im Durchschnitt 
1,1 Prozent und liegt damit um 0,2 Prozent-
punkte höher als im vergangenen Jahr. Un-
verändert geblieben sind die paritätisch 
finanzierten Arbeitgeber- und Arbeitneh-
meranteile (je 7,3 Prozent).

Zum Jahresbeginn haben die meisten 
Krankenkassen ihren Zusatzbeitragssatz 
erhöhen müssen. Von den Beitragserhö-
hungen waren 80 Prozent aller GKV-Mit-
glieder betroffen. Die Erhöhungen variier-
ten dabei um Werte zwischen 0,1 und 0,8 
Prozentpunkte. Der höchste Zusatzbei-
tragssatz liegt heute bei 1,7 Prozent (BKK 
Viactiv), der niedrigste (noch) bei Null (BKK 
Metzinger). (Mitgliederzahlen siehe Grafik) 

Gegenwärtig sind rund 30 Prozent der 
GKV-Mitglieder bei einer Krankenkasse 
versichert, die einen überdurchschnittli-
chen Zusatzbeitragssatz erheben muss. 
Zum Vergleich: 2015 waren es gerade 
einmal 1,3 Prozent. Die Erhöhungen ma-
chen sich im Geldbeutel der Versicher-
ten deutlich bemerkbar: Ein Versicherter 
mit einem Einkommen bzw. einer Ren-
te von 1.951 Euro brutto – das entspricht 
dem GKV-Durchschnitt – und einem Zu-
satzbeitragssatz von 1,1 Prozent muss in 

diesem Jahr rund 47 Euro mehr als im ver-
gangenen Jahr für seine Krankenversiche-
rung aufwenden. 

Hinzu kommen Zuzahlungen für Arz-
neimittel und Hilfsmittel sowie Eigenbe-
teiligungen bei Krankenhausaufenthalt, 
Zahnersatz u. a. m.

Doch damit nicht genug: Bis zum Jahr 
2020 werden die Zusatzbeitragssätze 
für die Mitglieder der GKV voraussicht-
lich pro Jahr um rund 0,2 Prozentpunkte 
steigen. Der durchschnittliche Zusatzbei-
tragssatz wird also bereits in vier Jahren 
bei etwa zwei Prozent liegen. Die Gründe 
dafür finden sich in der allgemeinen Kos-
tenentwicklung im Gesundheitswesen, 
vor allem aber in der teuren Gesetzge-
bung der Großen Koalition. In den nächs-
ten fünf Jahren stehen Mehrausgaben von 
16 Milliarden Euro ins Haus. 

Die gesundheitspolitische Spreche-
rin der SPD-Bundestagsfraktion, Hilde 
Mattheis, hat in diesem Zusammenhang 
den Vorschlag unterbreitet, zur paritä-
tischen Finanzierung zurückzukehren. 
Das Festschreiben von Arbeitgeberbei-
trägen und die Beitragssatzerhöhungen 
ausschließlich zu Lasten von Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern sei nicht 
die Grundposition der SPD, so Mattheis. 
Künftig sollten auch die Zusatzbeitrags-
sätze paritätisch von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern finanziert werden. Ein Vor-
schlag, der sich einfach umsetzen lässt – 
wenn der Gesetzgeber es will. Der vdek 
setzt sich seit Jahren politisch für die pa-
ritätische Finanzierung des Gesundheits-
wesens ein. Es wäre ganz im Sinne der 
Ersatzkassen, wenn in diese Frage Bewe-
gung hineinkäme.  

VERTEILUNG DER ZUSATZBEITRÄGE AUF DIE GKV-MITGLIEDER; BUND; Stand 1.1.2016
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15.414.062
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7.881572.201

günstigste  
(0,0) 

unterdurchschnittlich  
(0,1 - 1,0) 

durchschnittlich  
(1,1)

überdurschnittlich 
(1,2 - 1,6)

teuerste  
(1,7)
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Die Zentrale Prüfstelle Prävention 
setzt zunehmend Maßstäbe für Qua-
lität. Rund 130.000 Präventionskur-
se hat die Einrichtung seit ihrer Grün-
dung am 1. Januar 2014 auf Qualität 
geprüft. Rund 1.700 Kurse und Anbie-
ter zeichnet die Prüfstelle monatlich 
mit dem Qualitätssiegel „Deutscher 
Standard Prävention“ aus – Tendenz 
steigend. 
Damit hat das Siegel Qualitätsstan-
dards gesetzt. Für rund 60 Millionen 
GKV-Versicherte wächst unterdessen 
kontinuierlich die Auswahl an Kursen 
in der Präventionskursdatenbank.
Damit erreichen die Anbieter bis zu 
88 Prozent aller GKV-Versicherten di-
rekt. Die Zertifizierung dauert maxi-
mal zehn Tage und ist für die Anbieter 
kostenlos.
Großer Gewinner sind letztlich die 
Versicherten der beteiligten Kran-
kenkassen: Bis zu zwei Kurse wer-
den jährlich von den Kassen pro Ver-
sicherten bezuschusst. In der Regel 
tragen die Krankenkassen 80 Prozent 
der Kosten, manche auch bis zu 100 
Prozent. Über die Internetseiten ihrer 
Krankenkasse können sich die Versi-
cherten unkompliziert über die zerti-
fizierten Präventionsangebote in ih-
rer Nähe informieren. Die zahlreichen 
Angebote umfassen die Themenfelder 
„Bewegung“, „Ernährung“, „Stressre-
duktion/Entspannung“ und „Sucht-
mittelkonsum“.

Der diesjährige vdek-Zukunftspreis 
widmet sich der Versorgung älterer 
Menschen mit Einwanderungsge-

schichte. Unter dem Motto „Alterung der 
Migrationsgeneration – Interkulturelle 
Versorgungskonzepte für eine sich verän-
dernde Seniorengeneration“ werden in-
novative Ideen, beispielhafte Projekte und 
Konzepte für Präventions-, Versorgungs- 
und Pflegeangebote gesucht. Die besten 
Ideen werden mit einem Preisgeld von 
insgesamt 20.000 Euro ausgezeichnet. Zur 
Bewerbung aufgefordert sind insbesonde-
re Projekte, die aufzeigen, wie Verständ-
nis-, Sprach- oder andere Zugangsbarri-
eren abgebaut oder die Kommunikation 
und Interaktion in der Prävention, medizi-
nischen Versorgung und Pflege verbessert 
werden können.
Weitere Informationen, Teilnahme
bedingungen und das Anmeldeformular:  
www.vdek.com/ueber_uns/vdek-
zukunftspreis/zukunftspreis_2016.html

Z U K U N F T S P R E I S

vdek Zukunftspreis 
2016

F R E I Z E I T

Enormer Run  
auf die Datenbank
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Viele gesetzlich Krankenversicherte 
bezahlen bares Geld für sogenannte 
Individuelle Gesundheitsleistungen 
(IGeL), die die Krankenkasse nicht 
übernimmt. Das können etwa Ultra-
schallbilder sein, Zahnreinigungen 
oder Akupunktur-Behandlungen. Der 
200-seitige Ratgeber gibt einen Über-
blick über die am häufigsten angebo-
tenen IGeL und die zugehörige Be-
wertung des Medizinischen Dienstes 
der Krankenkassen. Zudem erfahren 
die Leser, wie sie in der Arztpraxis 
souverän über kostenpflichtige An-
gebote entscheiden, auch wenn sie 
bereits im Wartezimmer damit über-
rumpelt werden.

Tanja Wolf 
IGeL-Angebote beim Arzt 
200 S., 12,90 € 
Verbraucherzentrale NRW

Wie kam es zur Entdeckung des Blut-
kreislaufes, wo man doch lange Zeit 
glaubte, die Leber produziere täg-
lich Tausende von Litern Blut? War-
um sind Hirnschrittmacher erst viel 
später als Herzschrittmacher auf der 
medizinischen Bühne erschienen, 
wo doch das Gehirn schon in der An-
tike trepaniert und erforscht wurde? 
Die Antworten auf diese und ande-
re Fragen werden nicht nur wissen-
schaftlich exakt, sondern auch un-
terhaltsam gegeben. Das Buch bietet 
in populärwissenschaftlicher Weise 
neues Lese- und Bildungsvergnügen.

A. Otte, O. Erens (Hrsg.) 
Geschichte(n) der Medizin 
180 S., 38 € 
Gentner Verlag, Stuttgart

B Ü C H E R

Achtung 
IGeL-Angebote 

Medizingeschichten
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